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Nu.tz~eachablone 
(Beispiel) 
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Art· c[~:r' ba.ulichen Nu.t~:?ff: __ 

' 
Allsem~ideS Wo~ng~bi•t 
( § 4 • !l""11VO) ad t Bes:t•n- der Uberbaubaren J!'li!c.,_ 

' '' . ' 

·N d,er baul.ieJ:l!n Nu.tzung 
:t-tJm_~ ·:-z1:f'fer, z~B. II tahi der,. V:Gllgesobosse 

l!öohstg~.nse .';oesi.mal.cA.zabl, z.B. 

Th;,.z.i~ahl im Kreis~ 
' ' ' ' 

• B• 0.4 o. :t!.lruifit.. ol!oozahl 
• • • @) -· GeSchoffllOhe:nsabl 

offene Ba.uwe,iae • 

ni.ir Einzel- und DOppelhti.u.aff Z\d.ässig 

Baulin>•n 
Ba~enzen 

·.4.0 l!q,,u.licbe Anlagen W2d Einriob:~ttngen für deß Gen\ei.nb-ed11.io-r 

BatilgrundstUQke- :fUr 
den Geme1nb8d~t 

·Kindertagesetätte 

. mit Begr-en~llllg' de+ 
e-v. Kirche ttbe:rba.u'b-area näel:!-e , 

örtliche Hauptverkehrsstraßen 

·6"0 Verkehrsfläche-n 

D Straßenverkehrsfiäohen 
• 

Straßenbegrenzuz:igsl1nie„ 'Begre:n2u.ng sonstigel' 
V:erkebr.sflächen 

• '7 .o :Pläo·h•o für Versorgungsanlagen 

D Fläobeil :f'ü.t!' V'8reorgu.ng,..,..' • ·: 
anlage.n 

IT] Trefootation 

;-rwx,~:. •. 'l,­
i~. ;-,•-· -4~ 

~ Parkanlage 

[];[] Spielplatz· 

:''.;,.O S~nstige Darstellungen u.nd Fe131tsetZwigen 
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bef. Wohnweg 

FO 
so 

_verbindliche Garagen3ufabr:ten 

A.bgrenztt)lg u.nteraohiedlicher NutzWlg, zp.B. von 
Baugebieten, oder Abgre~llM des Maßes.der bau­
lichen .NutZltl:1$' -innerhalb si.nes· Baagebi.etes. • 

Grenze des räwnl-ichen GeltltDgsbe:reiohes des. 
BebaU.ung,spl.an,ea JJr. 721 Q·• . 

b'fahrbarer Wohneg 
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Däohf'orJ{u !'la.ob.d$.o-h 
·naohfo+1u ~att$ldilcb., $beruft,s.Ch oder ·wal!lldao.h -

' --,,-- .vo-rha.rulen.e l!'lur,stttoksgreD!ll&"1 

--,--- geplante ·Fllli.re'tttckagr'~DCett (11-icbt reohts_1rerbindli.cb) 1 
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Bindu.nge!l fü:r dl.e· RrtM~lt~ns --~011 Bäwaen • 
( § 9 Aba.1 ~r. 16 illlaua) • • • 

Ant,fi"11Z""'8 von ;l!ällll'!'1 (i 9 Abs. l lb,. 15 llll~UIJ) 

I[. HXTFESTSETZUNGEN 

Der Anwendungsbereich dieser textlichen Festsetzungen ist 
durt0h den zeichnerisch dargestellten Geltungsbereich des Be­
bauungsplanes festgelegt. 

1. Die überbaubare Grundstücksfläche ist sowohl dui-ch Bau­
linien und Baugrenzen gekennzeichnet als auch durch 
Grund- und Geschoßflächenzahlen festgesetzt. Fi1r das 
Maß der baulichen Nutzung ist die kleinste der beiden 
Festsetzungen maßgebend. 

(§ 9 Abs. 1 Ziffer a und b B&uG) 

2. Die Höhenlage der Gebäude richtet sich sowohl nach der 
Höhenlage der Straße als auch nach der Kanaltiefe des 
Straßenkanals. 
Llßt die Kanaltiefe des Straßenkanals diese festgesetz­
te H5henlage der Gebäude zu, so darf sie bei I- und 
II-geschossigen Gebäuden eine Höhe, .gemessen ab OK­
Fertigdecke-Bürgerste:ig oder Erachließungsweg bis OK­
Decke über KG von 0,75 m nicht überschreiten. 
Kann infolge starken Geländegefälles diese Festsetzung 
der Höhen1age nicht eingehalten werden, so beträgt die 
Höhe der Außenwände gemessen ab OK angelegtes Terrain 
bei 
I-gesehossigen Gebäuden= bergSeitig max. 4,25 m, 

talseitig max. 6,25 m, 

II-geschossigen Gebäuden= bergseitig max. 6,25 m, 
talseitig max. 6,25 m. 

Ausnahmen sind im Einvernehmen mit der Stadt Hanau zu­
lässig. 

(§ 9 Abs. 1 Ziffer 1 d BBauG) 

3. ächen für die Stellplätze sind im B 
plan verbind 1.c etzt. abelle 1 
weitere Stell em enötigt, so sind 

e festgelegten anzugliedern. 
Zufahrten zu d"en Garagen sind im Bebauungsplan durch 
Pfeil gekennzeichnet verbindlich festgelegt. Ausnah-
men sihd nur im Einvernehmen mit der Stadt Hanau 
zulässig. Garagen Sollen an der seitlichen Grundstüclcß­
grenze angeordnet und müssen mindestens 5,00 m (Stau­
raum) hinter der Straßenbegrenzungslinie errichtet wer­
den 

(§ 9 Abs. 1 Ziffer 1 e BBsuG) 

Tabelle 1 

Für Kfz.-Abstellplätze oder Garagen sind auszuweisen: 

bauliche· Anlaße 
Wohngebäude 
Büro- und Praxisräume_ 

Gaststätte o}me Über­
nachtungsmöglichkeit 
Ladengeschäft 

Kirche 

,je 1 Stellplatz für 
1 Wohnung 
3 Beschäftigte f. Eigenbedarf u. 
60 qm Nutzfläche für Besucher­
bedarf 

10 Sitzplätze 
50 qm- Ladenfläche, jedoch 
1 Stellp.latz je Laden 
20 Sitzplätze 'f 

4. Im WA-Gebiet sind mind~ 7/10 der nicht überbauten Grund-' 
stücks_fläche gärtnerisch anzulegen und zu erhalten. Zur 
gärtnerischeri Gestaltung gehört die Bepflanzung mit Bäu..; 
men und Sträuchern. Vorhandene gesunde Bäume sind. zu er­
halten, sofern nicht unzumutbare Nachteile oder Belästi­
gungen filr die Benutzer der baulic4en .Anlagen oder für 
die Nachbarschaft bewirken. Im Sinne der Planeinzeich­
nung sind die Freiflächen im Vorgartenbereich und die 
Grünflächen durch Einzelbäume oder Baumgruppen zu glie­
dern. Hochwachsende einheimische Laubbäume sind zu be­
vorzugen. Im Vorgartenbereich sind Nutzgärten unzuläs­
sig. Ebenerdige nicht überdachte EinstellP,lätze mit mehr 
als 4 Stellplät·zen sind ausreichend mit Bäum.eil und Stfäu­
chern zu umpflanzen. Die Pflanzfläche ist durch Rasen­
k~.~st.Ulle o.ä. zu sichern. 

(§ 9 Abs. 1 Ziffer 15 und 16 BBauG) 

Nebenanlagen im Sinne des§ 14, -Abs. 1 1 BauNVO, wie frei­
stehende Gartenbütt~n und Geräteräume, überda-Ohte Sohwim$­
beoken sind nicht zulässig. 

III. TEXTFESTSETZU:NGEN über die äUßere Gestaltung nach§ 29 
Abs. I.~ HBO vom 6.7.1957 

1. zusammenhängende Garagen sind in einer Bauflucht zu 
bauen und einheitlich zu gestalten. Garagendächer 
sind entweder als Flachdächer auszubilden oder in 
das Wohnhaus zu integrieren oder müssen die gleiche 
Dachneigung erhalten wie das Hauptgebäude. 

2. Im Bebauungsplan sin~ die Dachformlin verbindlich durch 
SD oder FD .festgelegt: 

a) I-geschossiges Gebfrude (SD) 
Die Dachneigung bei I- und II-geschos9igen Gegäu­
den (versetzte Geschosse) wird von 1~ bis 40 
(alte Teilung) festgelegt (Toleranz - 1°). Knie­
stöclre sind zulässig, jedoch darf' die bergseitige, 
traufseitige Außenwand eine Höhe von max. 4,25 m 
(incl. Kniestock und Sockel) und die talseitige, 
traufseitige Außenwand eine Höhe von max. 6,25 m 
(incl. Kniestock und Sockel) bei hügeligem Gelän­
de nicht überschreiten. Im ebenen Gelände wird die 
talseitige, traufseitige Außenwand mit max. 4,25 m 
(incl. Kniestock und Sockel) festgelegt. 
Dachaufbauten dürfen höchstens 1/3 der Dachlänge 
betragen. 

b) II-geschossige Gebäude (SD) 
Die Da8hneigung ab II-geschossigen Gebäuden wird 
von 1~ 8is 30 ° (älte Teilung) festgesetzt (Tole­
ranz - 1 ). Die Höhe der berg- und talseitig.en, 
traufseitigen Außenwand darf· eine max. Höhe von 
6,25 m (incl. Sockel) nicht überschreiten. -

Dachein~eckung bei geneigten Dächern in kleinteili­
gem Material. 
Farbe: a:o.thrazit und engobiert. 

3. Die Höhenlage der Grundstücke darf nur wi.wesentlich 
verändert werden. Evtl. erforderliche Anschüttungen 
oder Abgrabungen sind flach an das v_orhandene Gelände 
anzugleichen. 

4. Einfriedigungen werden wie folg~ festgesetzt: 

bei I- bis II-geschossigen 
Gebäuden an Straßen und 
Wegen: 

an Grundstücksumgrenzungen: 

massive Ausführung aur 
dem Flurstück in einheit­
licher Form max. 1,25 m 
hoch oder als Hecke max. 
1,50 m hoch. 
Maschendrahtzaun max. 
1,25 m hoch oder a1s 
Hecke max. 1,50 m hoch. 

Mülltonnen sind auf dem GrundStück so anzuord.nen 1 Q.aß 
sie von der :St'raße aus tl.i~ht" sichtbar sind. 

IV. H 'IN WEISE 
In allen Straßen und Wegen sind geeignete· und ausrei­
·chende Trassen für die Unterbringung der Fernmelde­
anlagen vorzusehen. 
Das Fernmeldeamt 4 in Frankfurt ist mindestens 
6 Monate vor Beginn der Baumaßnahmen zu verstän­
digen, damit die erforderlichen Arbeiten für den 
Schutz und Erweiterung der Ferrt.m.eldeanlage recht­
zeitig vorbereitet und durchgeführt werden können. 

Nach§ 20 DSchG sind Bodendenkmäler wie Mauern, 
Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und andere Fun­
de wie z.B. Scherben, Steingeräte und Skelettreste, 
die bei Erdarbeiten entdeckt werden unverzüglich 
dem 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, 
Abtl. für Vor- und Frühgeschichte 
Schloß Biebrich/Westflügel 
6200 Wiesbaden 
zu melden. Funde und Fundstellen sind im unveränder­
ten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise 
bis zu einer Entscheidung zu schützen(§ 20, 3 DSchG) 

Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen sind gem. 
§ t-1-1-1- HWG genehmigungspflichtig. Die Anträge sind 
vor Erschließung des Baugebietes bei der zustän­
digen Wasserbehörde einzureichen. 
Der Einbau von Lagertanks bzw. die Lagerung wasser­
gefährdender Flüssigkeiten ist gern. § 26 HWG 
rechtzeitig vor Baubeginn bei der Unteren Wasser­
behörde anzuzeigen. 
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DER MAGISTRAT DER STADT HANAU STAOTPLANUNGSAMT 

BEBAUUNGSPLAN DER STADT HANAU 

721c 
ZWISCHEN PFAFFENBRUNNENSTR, 

UND RODERSTRASSE 

DIE BEARBEITUNG DES BEBAUUNGSPLANES ERFOLGTE AUF GRIJI'{) DES Bl.t-lDESBAUGESETZES VOM 23. JU­
NI 1960 §§ 2 lJNl) 8 - 10 (BBauG) SCMIE DER BALt-lUTZlJ-.IGSVERD~ VOM 26. NOVEMBER 1968 
(BauNVO 1968) ' 

PlANUNTERLAGEN HERGESTELLT NACH DEM UNTER 
ZUGRUM)ELEG\J-Ki DER FLURKARTE ENTSTANDENEN 
STÄDTISCHEN KARTEt>lwERK DURCH DAS STADTVER­
MESSl.mS- UND LIEGENSCHAFTSAHT IJANAU {VER­
MESSI..NGS-DIENSTSTELLE NACH §8M)NR. 3 flESS. 
KATASTERGESETZ) 
IWWJ, DEN 16.3.1977 
DER LEITER DES STADTVERMESSlJ,(;S- UNO LIE­
GENSCHAFTSAMTES HANAU 

GEZ. FELTES 
VERMESSUNGSOBERRAT 

AUFGESTELLT IM MÄRZ 1976 
DURCH DEN MAGISTRAT DER STADT HANAU 
- 61 - STADTPLANUNGSAHT -
IWWJ, DEN 14.3. 77 

SIEGEL GEZ.NIEDENTHAL 

VERMESSUNGSRAT 

ALS ENTWURF VON DER STADTVERORDNETENVER­
SAMMLUNG BESCHLOSSEN AM 13.09.1976 
HANAU, DEN 15.3.1977 

SIEGEL GEZ. GOSS 
STADTRAT 

DER BEBAUlNGSPLAN MIT BEGRLto\MG WURDE IM 
RATAAUS DER STADT HANAU ZIMR NR.323 
IN DER ZEIT VOM 1'0.10.1976 

BIS 1B.11.1976 
GEM. § 2 (6) 88000 ÖFFENTLIOI AUSGELEGT. DIE 
BEKANNTMACHl.tlG ERFOLGTE AM 1t 10.1976 
IM tw-lAUER ANZEIGER. 

OER Mo\GISTRAT DER STADT HANAU 

HANAU,DEN 14.3.77 

SIEGEL 

BEBAULNGSPLAN NR. 721 C 
ÄM>ERIJiGEN: l • ß.2.1977 KZi 

'· 3. 

GEZ.NlEDENTHAL 

VERMESSUNGSRAT 

Aµ SATZUIIG GEM. § 10 BBa·uG .AH 28:Ü2.1977 
VON DER STADTVERORDNETENVERSA!i'fLUNG DER 
STADT fW-IAU BESCHLOSSEN. 
~U, DEN 15.3.1977 

GEZ. GOSS 
SIEGEL STADTRAT 

GENEHMIGUNGSVERMERK DER Hi)-IEREN VERWAI.­
TUNGSBEHÖRDE: 

_GENEHMIGT 
MIT VFG. VOM 31.MÄRZ 1977 
AZ.Vf3-tl1 d 04101 
DARMSTAOT,OEN lt.MÄRZ 1977 

DER REGIERUNGSPRÄSIDENT 
IM AUFTRAG 

SIEGEL GEZ. UNTERSCHRIFT 
- l •e - ---- ..... _ ··---..', •• ___ ,,~-, --·· • .. .,. -- ··-· 
',.J 

DI!= GENEHMIGUNG DES BEBAUUNGS­
PLANES WURDE NACH ij 12 BBouG IN 
CER NEUFASSUNG VOM ~S. B. 1976 
BEKANN !GEMACHT AM 29, 4.1977 

-DER BEBAUUNGSPLAN WURDE DÄMIT 
RECHTSVERBINDLICH AM 29.4.1977 

\HANAU,DEN 2.5.1977 

GEi. NIE DENTl-iAL' 
V!RMESSUNGSR•T 

BEARBEITET: KZ1/ Rat. 
GEPRLiFT:KZL 17.3.1976 


